
  Freihandelsabkommen nach dem Muster der EPAs1 bewirken die weitere Verarmung Afrikas und Vorderasiens Sie werden damit auch die Zahl der Flüchtlinge in die EU vergrößern. Diese Abkommen sind Teil einer neokolonialen Politik, die auf Erpressung, Konzern-diktatur und Missachtung der Menschen und der Menschenrechte basieren. Statt dies weiter hinzunehmen ist es notwendig, die bisher erkämpfte öffentliche Aufmerksamkeit im Kampf um TTIP und CETA zu nutzen, um diese globalen Ungerechtigkeiten zu thematisieren und in die öffentliche Debatte zu führen. Genauso nötig wie das deutliche Nein zu TTIP und Co ist es notwendig, gegen eine Ratifizierung der EPAs auf EU-Ebene bzw. deutscher Ebene einzutreten. Wir sind erschüttert angesichts der gegenwärtigen europäischen Politik, die immer stärker auf Abschottung und Abschreckung setzt – und dabei tausendfaches Sterben billigend in Kauf nimmt. All diese Menschen haben Schutz und eine menschenwürdige Zukunft für sich und ihre Familien gesucht. Die Pflicht zur Seenotrettung ist Völkerrecht und das Recht auf Leben nicht verhandelbar. Diese Verantwortung trifft in erster Linie die EU und ihre Mitgliedstaaten; sie müssen eine auf dem Völkerrecht basierende Seenotrettung auf dem Mittelmeer gewährleisten. Sie haben sich auch dazu verpflichtet, Schutzsuchenden Zugang zu einem fairen Asylverfahren zu gewähren. Für all dies sind wir gemeinsam mit zehntausenden Menschen in den vergangenen Monaten bundesweit auf die Straße gegangen. Dass zivile Helfer*innen kriminalisiert werden, die der unterlassenen Hilfeleistung der europäischen Staaten nicht tatenlos zusehen wollen, ist ein Skandal. Diese Politik muss beendet werden, denn sie bedroht nicht nur das Leben von Menschen, sie setzt auch unsere eigene Humanität und Würde aufs Spiel. Und sie beschädigt das Vertrauen in den Rechtsraum und die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten. Daher bedarf es einer Neuausrichtung der deutschen und europäischen Politik.                                                          1  Der Begriff Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) bzw. Economic Partnership Agreement (EPA) bezeichnet von der EU geförderte Abkommen über Freihandelszonen zwischen der EU und den 78 AKP-Staaten (in der Mehrzahl ehemalige europäische Kolonien in Afrika, der Karibik und im Südpazifik). 



 Wir brauchen ein Europa und eine Welt, in denen die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Beziehungen den Menschen dienen. Allen Menschen, nicht aber der schamlosen Bereicherung von Shareholdern und „Investoren“, während Arme und weite Teile der Mittelschichten immer unsicherer leben. Es geht um Solidarität statt Ausgrenzung von Opfern der Globalisierung, um Gemeinwohlorientierung als Wertebasis der Politik. Geheimverhandlungen wie zuletzt beim JEFTA, Paralleljustiz für transnationale Konzerne, die Zerschlagung lokaler und regionaler Demokratiestrukturen und Märkte - das schafft keine bessere Welt, sondern neue Armut, Aggression und letztlich auch Fluchtursachen. Die Fluchtursachen dürfen dabei nicht aus dem Blick geraten. Waffenexporte und Interventionskriege sind mit verantwortlich für die Flüchtlingsbewegungen und müssen daher umgehend beendet werden. Es ist eine Schande, dass Deutschland die Waffenexporte in den Nahen Osten gesteigert hat. Völlig verkommen ist die Reaktion der US-Regierung auf die Flüchtlingswelle in Europa. Die Aussage des Regierungssprechers, es sei ein Problem der Europäer, ist blanker Zynismus. Die USA haben den Nahen Osten in Brand gesetzt, vor allem in Afghanistan, im Irak, in Libyen und in Syrien, nun bedrohen sie erneut den Iran. Unter Bombenteppichen wächst kein Frieden.  Seitdem fast eine Million Flüchtlinge die deutsche Grenze erreicht haben, ist es modern, ihnen zu versprechen, „ihre Lebenschancen in der Heimat zu verbessern“ (Merkel). Diese Idee ist richtig, bleibt aber vage. Daher drei Vorschläge: Die Freihandelsabkommen mit ärmeren Ländern werden ausgesetzt, Steueroasen werden geschlossen und Waffenlieferungen in Krisengebiete werden gestoppt. Aktiv werden: 
• Mitmachen beim Kölner Bündnis für gerechten Welthandel:  

https://no-ttip-koeln.de/aktiv-werden/ 
• Europäische Initiative 'Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!' unterschreiben: 

https://stopisds.org/de/ 
• Teilnahme an der Verfassungsbeschwerde gegen die Ratifizierung des JEFTA-Abkommens: 

https://www.change.org/p/10784570/u/23285648  
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